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1. Instanz

Aktenzeichen S 1 KA 74/15
Datum 29.03.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 24 KA 39/17
Datum 07.06.2019

3. Instanz

Datum 12.02.2020

Das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 29. MÃ¤rz 2017 wird aufgehoben. Die
Klage wird abgewiesen. Der KlÃ¤ger muss fÃ¼r die Kosten des Rechtsstreits
aufkommen mit Ausnahme der Kosten der Beigeladenen, welche ihre Kosten jeweils
selbst zu tragen haben. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt zusÃ¤tzlich zu seinem vollen Versorgungsauftrag im
hausÃ¤rztlichen Bereich einen weiteren halben Versorgungsauftrag.

Er ist 1937 geboren und Facharzt fÃ¼r Innere Medizin/Gastroenterologie. Er ist seit
1. MÃ¤rz 2007 in D im ZustÃ¤ndigkeitsbereich der Beigeladenen zu 2), der
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung Sachsen, zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im
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hausÃ¤rztlichen Bereich mit einem vollen Versorgungsauftrag zugelassen. Die
Ã�ffnungszeiten seiner Praxis sind von Montag bis Donnerstag von 07:00 Uhr bis
12:00 Uhr und von 14:00 bis 18:00 Uhr sowie am Freitag von 07:00 Uhr bis 12:00
Uhr.

Der KlÃ¤ger beantragte im August 2013 die Zulassung mit einem halben
Versorgungsauftrag als Facharzt fÃ¼r Innere Medizin (Hausarzt) an seinem Wohnort
N, also im ZustÃ¤ndigkeitsbereich der Beigeladenen zu 1), der KassenÃ¤rztlichen
Vereinigung Brandenburg. Er wolle seinen Praxisbetrieb in D in vollem Umfange wie
bisher aufrechterhalten mit einem "Zeitplan nach Ihrer Genehmigung". ZusÃ¤tzlich
wolle er seine Patienten in N und Umgebung ab Freitagmittag versorgen.

Der Zulassungsausschuss fÃ¼r Ã�rzte fÃ¼r das Land Brandenburg lehnte den
Antrag in seiner Sitzung am 21. Mai 2014, ausgefertigt am 12. August 2014, ab. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, der Planungsbereich E sei fÃ¼r die Zulassung von
weiteren HausÃ¤rzten begrenzt geÃ¶ffnet. Allerdings sei neben einer
BeschÃ¤ftigung in Vollzeit die Wahrnehmung eines hÃ¤lftigen
Versorgungsauftrages ausgeschlossen. Â§ 20 der Zulassungsverordnung fÃ¼r
VertragsÃ¤rzte (Ã�rzte-ZV) stehe der Eignung fÃ¼r die AusÃ¼bung der
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis oder eine andere
TÃ¤tigkeit entgegen. Neben seinem vollen Versorgungsauftrag in D sei der KlÃ¤ger
nicht in der Lage, einen weiteren halben Versorgungsauftrag als Hausarzt in N
einschlieÃ�lich der Teilnahme am Ã¤rztlichen Bereitschaftsdienst zu erfÃ¼llen. Ein
regelmÃ¤Ã�iges und verlÃ¤ssliches Angebot von Sprechstunden zu den Zeiten, die
fÃ¼r eine vertragsÃ¤rztlich-hausÃ¤rztliche Versorgung Ã¼blich seien, kÃ¶nne
angesichts des Umstandes, dass der KlÃ¤ger beabsichtige, lediglich Freitags und
Samstags Sprechstunden anzubieten, auch im Umfang eines hÃ¤lftigen
Versorgungsauftrages nicht gewÃ¤hrleistet werden. Angesichts der Entfernung von
ca. 240 km zwischen beiden Praxisorten sei Ã¼berdies die Einhaltung der
PrÃ¤senzpflicht nicht mÃ¶glich.

Der KlÃ¤ger erhob Widerspruch: Da er am beantragten Praxisort N privat wohne, sei
auch die Teilnahme am Bereitschaftsdienst gewÃ¤hrleistet. Notfalls werde er sich
hierfÃ¼r in S frei nehmen und dies anzeigen.

Der Beklagte wies den Widerspruch mit Beschluss vom 17. Februar 2015
(ausgefertigt am 21. Mai 2016; zugestellt am 22. Mai 2016) als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er ergÃ¤nzend aus, der KlÃ¤ger nehme seinen
vollen Versorgungsauftrag in D mit teilweise Ã¼berdurchschnittlicher
Sprechstundenzeit wahr. Dieser Vollauslastung an fÃ¼nf Werktagen in der Woche
stehe eine weitere Zulassung, auch als Teilzulassung, entgegen. Hinzu komme,
dass der KlÃ¤ger am beabsichtigten weiteren Standort Sprechstunden nur
Freitagnachmittag und samstags anbieten wolle. Die langen Fahrzeiten legten
jedoch Zweifel nahe, ob der KlÃ¤ger jeweils rechtzeitig eintreffen kÃ¶nne.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 22. Juli 2015 Klage vor dem Sozialgericht Potsdam
(SG) erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat er angefÃ¼hrt, im Planungsbereich E drohe im
hausÃ¤rztlichen Versorgungsbereich eine Unterversorgung. Deshalb liege bereits
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darin, dass ein weiterer Arzt dort eine weitere Praxis betreiben wolle, eine
Versorgungsverbesserung. Zudem praktiziere der vor Ort behandelnde Vertragsarzt
Dr. K gerade nicht am Freitagnachmittag und am Samstag. Insoweit kÃ¤me es in N
zu einer deutlichen Versorgungsverbesserung. Hinsichtlich des vertragsÃ¤rztlichen
Notdienstes wÃ¼rden die Versicherten bereits jetzt ggf. nach Everwiesen. Des
Weiteren sei die Versorgung am weiteren Praxisstandort D nicht gefÃ¤hrdet, wie
sich aus einer Stellungnahme des Zulassungsausschusses Ã�rzte Chemnitz vom 17.
Mai 2013 ergebe. Bei einem halben Versorgungsauftrag sei regelmÃ¤Ã�ig eine
PrÃ¤senz nicht an fÃ¼nf Tagen in der Woche gegeben. Im Falle eines hÃ¤lftigen
Vertragssitzes in N sei er bereit, seinen TÃ¤tigkeitsumfang in D zu verringern.

Das SG hat mit Urteil vom 29. MÃ¤rz 2017 den Beschluss des Beklagten vom 17.
Februar 2015 aufgehoben und diesen verpflichtet, den KlÃ¤ger zur
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung mit einem hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag in N
zuzulassen. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt es aus, es sei Â§ 20 Abs. 1 Ã�rzte-ZV in der
seit 1. Januar 2012 Geltenden Fassung anzuwenden. Zur Anwendung der bis zum
31. Dezember 2011 geltenden Fassung des Â§ 20 Abs. 1 Satz 1 Ã�rzte-ZV habe das
BSG neben einem hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag eine BeschÃ¤ftigung im Umfang
von hÃ¶chstens 26 Wochenstunden fÃ¼r zulÃ¤ssig gehalten (Bezugnahme auf BSG,
Urteil vom 13. Oktober 2010 â�� B 6 KA 40/09 R). Auf die konkrete Stundenzahl
komme es jedoch nicht mehr an. Denn mit der Ã�nderung des Â§ 20 Abs. 1 Satz 1
Ã�rzte-ZV zum 1. Januar 2012 hÃ¤nge die Erteilung der vertragsÃ¤rztlichen
Zulassung nicht mehr davon ab, dass eine daneben ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung
des Vertragsarztes eine konkrete Stundenzahl nicht Ã¼berschreite. Eine feste
zeitliche Grenze gelte nicht mehr. Damit kÃ¶nne die Erteilung der Zulassung auch
nicht mehr pauschal von der Einhaltung einer wÃ¶chentlichen HÃ¶chstarbeitszeit
von insgesamt 52 Stunden in der Woche oder davon abhÃ¤ngig gemacht werden,
dass der Arzt nicht Ã¼berwiegend in einem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis tÃ¤tig sei
(Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 16. Dezember 2015 â�� B 6 KA 19/15 R -). Zwar
habe das BSG in letztgenannter Entscheidung die Genehmigung eines hÃ¤lftigen
Versorgungsauftrages abgelehnt, jedoch sei der dortige KlÃ¤ger in einem
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis gestanden. Der hiesige KlÃ¤ger habe
zwar in D einen vollen Versorgungsauftrag und fÃ¼lle ihn mit wÃ¶chentlich 41
Sprechstunden aus. Es sei jedoch zu berÃ¼cksichtigen, dass dieser (volle)
Versorgungsauftrag kein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis in einem abhÃ¤ngigen
AnstellungsverhÃ¤ltnis sei. Der KlÃ¤ger sei nicht verpflichtet, in D 41
Sprechstunden pro Woche anzubieten. Er wolle seinen TÃ¤tigkeitsumfang in D
durchaus verringern. Ob dies dahingehend auszulegen sei, dass er nur noch einen
hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag in D ausÃ¼ben wolle oder lediglich seine
wÃ¶chentlichen Sprechstundenzeiten zulÃ¤ssigerweise reduzieren wolle, kÃ¶nne
dahinstehen, denn auch ein voller Versorgungsauftrag stehe einem weiteren
hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag grundsÃ¤tzlich nicht entgegen. Denn dann mÃ¼sse
der volle Versorgungsauftrag auch einer Zweigpraxisgenehmigung entgegenstehen.
Mit der MaÃ�gabe, dass der KlÃ¤ger tatsÃ¤chlich bereit sei, seinen
TÃ¤tigkeitsumfang in D zu reduzieren, sei deshalb der Beklagte bei ErfÃ¼llung aller
weiteren Zulassungsvoraussetzungen verpflichtet, dem KlÃ¤ger die begehrte halbe
Zulassung zu erteilen ggf. verknÃ¼pft mit einer Bedingung.
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Gegen dieses ihm am 20. April 2017 zugestellte Urteil richtet sich die Berufung des
Beklagten vom 16. Mai 2017. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt er aus, ein hÃ¤lftiger
Versorgungsauftrag neben einem vollen Auftrag sei nicht mit Â§ 20 Ã�rzte-ZV
vereinbar. Â§ 20 Ã�rzte-ZV regele nur die PrÃ¼fung einer Zulassung zu einem
Versorgungsauftrag neben einer BeschÃ¤ftigung, jedoch nicht neben einer bereits
bestehenden vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit (Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 16.
Dezember 2015 â�� B 6 KA 5/15 R). In diesem Urteil habe das BSG aber die
Ablehnungen zu einem hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag bei einem beamteten
Professor einer medizinischen Hochschule bestÃ¤tigt. MÃ¶gliche
Anspruchsgrundlage fÃ¼r eine TÃ¤tigkeit auÃ�erhalb des bisherigen
Vertragsarztsitzes sei alleine Â§ 24 Abs. 3 Ã�rzte-ZV. Aus Â§ 24 Ã�rzte-ZV folge
aber, dass es neben einem vollen Versorgungsauftrag keinen hÃ¤lftigen geben
kÃ¶nne. Im Ã�brigen stehe die Entscheidung des SG auch nicht im Einklang mit den
untergesetzlichen Normen fÃ¼r die Ausgestaltung von VersorgungsauftrÃ¤gen und
die damit verbundenen Versorgungspflichten im Bundesmantelvertrag-Ã�rzte (BMV-
Ã�) bzw. dessen Anlage 5, den Vertrag Ã¼ber die hausÃ¤rztliche Versorgung.
Sowohl der BMV-Ã� als auch der Hausarztvertrag sÃ¤hen innerhalb des
Versorgungsauftrages umfassende Pflichten vor, die nicht nach beliebiger zeitlicher
und Ã¶rtlicher Gestaltung erfÃ¼llt werden kÃ¶nnten (Â§ 17 BMV-Ã�; Â§ 2
Hausarztvertrag). Die rechtlich verbindlichen Regelungen in Â§ 95 Abs. 3 Satz 1
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) und in Â§ 19 a Ã�rzte-ZV sowie in Â§Â§ 1 a
Nr. 29, 17 Abs. 1 a BMA-Ã� verbÃ¶ten neben einem rechtlich vollen
Versorgungsauftrag einen weiteren, auch wenn die Sprechstunden zeitlich
gestaltbar seien.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 29. MÃ¤rz 2017 aufzuheben und die
Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Es gÃ¤be keine Vorschrift, die einen hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag neben einem
vollen ausschlÃ¶sse. Gegenteiliges ergebe sich, wie bereits dargelegt, aus der
grundlegenden Entscheidung des Gesetzgebers, zwei Praxen trotz bestehenden
vollen Vertragsarztsitzes zuzulassen. Zu Recht habe das SG das Urteil des BSG vom
16. Dezember 2015 angefÃ¼hrt. Dort sei zwar ein Anspruch auf einen hÃ¤lftigen
Versorgungsauftrag neben einer Vollzeitstelle mit einer Verpflichtung zu einer
TÃ¤tigkeit im Umfang von Ã¼ber 50 Wochenstunden verneint worden, nicht
hingegen neben einer TeilzeitbeschÃ¤ftigung. Bei der Entscheidung des BSG vom 8.
September 2016 (B 6 KA 32/15 R) habe es sich um einen Anspruch auf zwei volle
Zulassungen fÃ¼r zwei Fachgebiete gehandelt. Â§ 95 Abs. 3 Satz 1 SGB V regele
weder relative noch absolute Zeitgrenzen fÃ¼r BeschÃ¤ftigungen, die neben einer
Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt wÃ¼rden. Â§ 19a Ã�rzte-ZV stelle zwar klar, dass
eine Zulassung den Arzt verpflichte, die vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit vollzeitig
auszuÃ¼ben. Damit solle allerdings nicht ausgeschlossen werden, dass ein
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Vertragsarzt zeitgleich eine weitere TÃ¤tigkeit ausÃ¼ben kÃ¶nne, die den
Vorgaben des Â§ 20 Ã�rzte-ZV entspreche. Â§ 17 Abs. 1a BMV-Ã� verpflichte den
Vertragsarzt lediglich dazu, an seinem Vertragsarztsitz persÃ¶nlich mindestens 20
Stunden wÃ¶chentlich in Form von Sprechstunden zur VerfÃ¼gung zu stehen (bei
vollem Versorgungsauftrag). Das BSG gehe in diesem Zusammenhang davon aus,
dass zu den Sprechstundenzeiten ein Aufschlag von 30 bis 50 % fÃ¼r notwendige
Begleitleistungen zu addieren sei (Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 13. Oktober
2010 â�� B 6 KA 40/09 R). Damit mÃ¼sse er bei einem vollen Versorgungsauftrag
mindestens 30 Stunden in der Woche (bei einem Maximalaufschlag von 50 %) bzw.
bei einem halben Versorgungsauftrag mindestens 15 Stunden in der Woche tÃ¤tig
sein. Bislang arbeite er bei 41 Sprechstunden wÃ¶chentlich zuzÃ¼glich eines
Aufschlages von 50 % 61,5 Stunden in der Woche. Durch Reduktion dieses vollen
Versorgungsauftrages auf das gesetzlich zulÃ¤ssige Minimum von 20
Sprechstunden in der Woche und einem weiteren halben Versorgungsauftrag mit 10
Sprechstunden in der Woche wÃ¤re er nur 45 Stunden in der Woche tÃ¤tig. Das
erstinstanzliche Urteil sei jedenfalls mit der MaÃ�gabe aufrecht zu erhalten, dass
die Verpflichtung zur Erteilung des hÃ¤lftigen Versorgungsauftrags in Nunter der
aufschiebenden Bedingung einer BeschrÃ¤nkung des Auftrages in Dauf einen
hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag auszusprechen sei. Vorsorglich werde angeregt, die
Revision zuzulassen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung hat Erfolg. Der Beklagte hat zu Recht die Zulassung des KlÃ¤gers mit
einem hÃ¤lftigen Vertragsarztsitz in N zusÃ¤tzlich zum vollen Vertragsarztsitz in D
abgelehnt. Die Klage hiergegen ist zwar zulÃ¤ssig, jedoch unbegrÃ¼ndet.

Die Klage ist zulÃ¤ssig. In Zulassungssachen ist der Berufungsausschuss alleiniger
Beteiligter des gerichtlichen Verfahrens, soweit das Gesetz nicht anderes regelt.
Denn sein Bescheid ist alleiniger Gegenstand des gerichtlichen Verfahrens (BSG,
Urteil vom 16. Mai 2018 -B 6 KA 1/17 R- Rdnr. 20).

Die Klage ist unbegrÃ¼ndet.

GemÃ¤Ã� Â§ 95 Abs. 2 Satz 1 SGB V kann sich jeder Arzt um die Zulassung als
Vertragsarzt bewerben, der seine Eintragung in ein Arztregister nachweist. Die
Zulassung bewirkt, dass der Vertragsarzt Mitglied der fÃ¼r seinen Vertragsarztsitz
zustÃ¤ndigen KassenÃ¤rztlichen Vereinigung wird und zur Teilnahme an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung im Umfang seines aus der Zulassung folgenden
zeitlich vollen oder hÃ¤lftigen Versorgungsauftrags berechtigt und verpflichtet ist
(Â§ 95 Abs. 3 Satz 1 SGB V). Das NÃ¤here Ã¼ber die Teilnahme an der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung sowie die zu ihrer Sicherstellung erforderliche
Bedarfsplanung und die BeschrÃ¤nkung von Zulassungen bestimmen nach Â§ 98
Abs. 1 Satz 1 SGB V die Zulassungsverordnungen (vgl. BSG, Urteil vom 16.
Dezember 2015 â�� B 6 KA 19/15 R â�� BSGE 120, 197-209, Rdnr. 18). Â§ 20 Ã�rzte-
ZV regelt dabei, wann ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis oder â�� wie hier â�� eine
andere nicht ehrenamtliche TÃ¤tigkeit der Eignung fÃ¼r die AusÃ¼bung der
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit entgegensteht. Â§ 20 Abs. 1 S. 1 Ã�rzte ZV lautet:
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"Ein BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis oder eine andere nicht ehrenamtliche TÃ¤tigkeit
steht der Eignung fÃ¼r die AusÃ¼bung der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit
entgegen, wenn der Arzt unter BerÃ¼cksichtigung der Dauer und zeitlichen Lage
der anderweitigen TÃ¤tigkeit den Versicherten nicht in dem seinem
Versorgungsauftrag entsprechenden Umfang persÃ¶nlich zur VerfÃ¼gung steht und
insbesondere nicht in der Lage ist, Sprechstunden zu den in der vertragsÃ¤rztlichen
Versorgung Ã¼blichen Zeiten anzubieten"

Entgegen der Auffassung des Beklagten regelt Â§ 20 Ã�rzte-ZV nicht nur, wann eine
(abhÃ¤ngig ausgeÃ¼bte) BeschÃ¤ftigung einer Vertragsarztzulassung
entgegensteht, sondern ebenso andere TÃ¤tigkeiten, die nicht bloÃ�e EhrenÃ¤mter
sind. Davon geht ohne Weiteres auch das BSG aus (a. a. O. Rdnr. 30).

Eine hÃ¤lftige Zulassung in Brandenburg neben einem vollen Versorgungsauftrag in
Sachsen scheitert bereits daran, dass es rein praktisch nicht, wie dies Â§ 20 Ã�rzte-
ZV voraussetzt, mÃ¶glich ist, sowohl den Patienten in Dwie in N in einem dem
Versorgungsauftrag entsprechenden Umfang zur VerfÃ¼gung zu stehen und
Sprechstunden zu den in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung Ã¼blichen Zeiten
anzubieten (vgl. LPK-SGB V/Rita Murawski, 5. Aufl. 2016, SGB V Â§ 98 Rdnr. 8 mit
Bezugnahme auf BT-Drucks. 17/6906 S. 104). Zur ErfÃ¼llung ihres
Versorgungsauftrags haben die zugelassenen Leistungserbringer am
Vertragsarztsitz persÃ¶nlich Sprechstunden abzuhalten, Â§ 24 Abs. 2 Ã�rzte-ZV. Die
angebotenen Sprechzeiten mussten und mÃ¼ssen nach dem BMV-Ã� bei
VertragsÃ¤rzten einen Umfang von mindestens 20 Wochenstunden bei einem
vollem und mindestens 10 Stunden bei einem hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag
haben, vgl. Â§ 17 Abs. 1a BMV-Ã�. Ganz aktuell ist der Arzt nach Â§ 19 a Abs. 1 Satz
2 Ã�rzte-ZV in der Fassung durch das Gesetz fÃ¼r schnellere Termine und bessere
Versorgung (Terminservice-und Versorgungsgesetz â�� TSVG) vom 6. Mai 2019 mit
Wirkung vom 11. Mai 2019 verpflichtet, im Rahmen einer vollzeitig
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit mindestens 25 Stunden wÃ¶chentlich in Form von
Sprechstunden fÃ¼r gesetzlich Versicherte zur VerfÃ¼gung zu stehen. Ã�rzte, die
an der hausÃ¤rztlichen Versorgung (Â§ 73 Abs. 1a Satz 2 SGV) teilnehmen und die
insbesondere den Arztgruppen der grundversorgenden und wohnortnahen
Patientenversorgung angehÃ¶ren, mÃ¼ssen dabei (bei vollzeitiger TÃ¤tigkeit)
mindestens fÃ¼nf Stunden wÃ¶chentlich als offene Sprechstunden ohne vorherige
Terminvereinbarung anbieten. Â§ 20 Abs. 1 S. 1 Ã�rzte-ZV regelt ferner explizit,
dass die Sprechzeiten zu den "Ã¼blichen Zeiten" angeboten werden mÃ¼ssen. Es
reicht also nicht aus, die Zeiten in den frÃ¼hen Morgen- oder spÃ¤ten
Abendstunden oder am Wochenende anzubieten (so zutreffend Pawlita in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 3. Aufl. 2016, Â§ 95 SGB V, Rdnr. 134). Zu Recht
hat der Beklagte deshalb darauf hingewiesen, dass zu einer hausÃ¤rztlichen
Versorgung Sprechzeiten zu den Ã¼blichen Zeiten werktags und eine PrÃ¤senz vor
Ort gehÃ¶rt. Der KlÃ¤ger will aber nur freitags und samstags in Npraktizieren. Das
BSG hat im Beschluss im Nichtzulassungsbeschwerde-Verfahren gegen das den
KlÃ¤ger betreffende Urteil des Senats vom 07. September 2017 (L 24 KA 26/16;
Begehren auf Genehmigung einer Zweigpraxis) bereits betont, dass bei einer auf
KontinuitÃ¤t der Arzt-Patienten-Beziehung angelegte TÃ¤tigkeit, wie sie die
hausÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit in besonderem MaÃ�e darstellt, ein
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Sprechstundenangebot an lediglich einem oder zwei Tagen in der Woche kaum
qualitativ hochwertig wahrgenommen werden kann (BSG, B. v. 16. Mai 2018 â�� B 6
KA 69/17 B â�� Rdnr.14).

Die an der hausÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmenden Ã�rzte sind nach Â§ 2 Abs. 3
Hausarztvertrag darÃ¼ber hinaus explizit verpflichtet, kontinuierlich eine
Dienstbereitschaft fÃ¼r erkrankte eigene Patienten auch in den
sprechstundenfreien Zeiten â�� ggf. in Kooperation mit anderen hausÃ¤rztlich
tÃ¤tigen Praxen- zu gewÃ¤hrleisten. Sie mÃ¼ssen ferner eine regelmÃ¤Ã�ige
HausbesuchstÃ¤tigkeit zur Behandlung bettlÃ¤geriger, gebrechlicher und
pflegebedÃ¼rftiger Patienten ausÃ¼ben sowie eine Notfallversorgung sicherstellen,
einschlieÃ�lich der Einbindung in den organisierten Ã¤rztlichen Notfalldienst. Der
allgemein organisierte Notfalldienst reicht danach zur ErfÃ¼llung dieser Pflicht nicht
aus. Auch hierzu ist der KlÃ¤ger bereits aufgrund der Entfernung zwischen Dund N
nicht in der Lage. Bereits daran scheiterte eine Verpflichtung des Beklagten unter
der aufschiebenden Wirkung eines Verzichtes auf einen hÃ¤lftigen
Versorgungsauftrag in D.

Ganz allgemein hat das BSG fÃ¼r die Zulassung mit einem weiteren hÃ¤lftigen
Versorgungsauftrag neben einem bereits bestehenden halben Auftrag gefordert,
sicherzustellen, dass die zweite Zulassung mit hÃ¤lftigem Versorgungsauftrag die
vertrags(zahn)Ã¤rztliche Versorgung nicht beeintrÃ¤chtigt. Jedenfalls dann, wenn
ein (Zahn-)Arzt jeweils in Einzelpraxis tÃ¤tig werden will, muss er gewÃ¤hrleisten,
dass er an beiden Vertragsarztsitzen â�� jeweils im Umfang hÃ¤lftigen
Versorgungsauftrags â�� fÃ¼r die Versorgung der Patienten zur VerfÃ¼gung steht.
Eine (zahn)Ã¤rztliche Praxis muss in den Zeiten, in denen kein Notfalldienst
eingerichtet ist, grundsÃ¤tzlich fÃ¼r die Versorgung der Versicherten erreichbar
sein und darf nicht nur Sprechstunden an einzelnen Wochentagen anbieten (BSG,
Urteil vom 11. Februar 2015 â�� B 6 KA 11/14 R â��, SozR 4-2500 Â§ 95 Nr. 29,
Rdnr. 44).

Der streitgegenstÃ¤ndliche Antrag des KlÃ¤gers mÃ¼sste zudem auch abschlÃ¤gig
beschieden werden, wenn der KlÃ¤ger die zuvor skizzierten Voraussetzungen formal
erfÃ¼llen kÃ¶nnte, indem unterstellt wird, dass der Hauptvertragsarztsitz in der
NÃ¤he von NlÃ¤ge. Zwar hat das BSG soweit ersichtlich noch nicht ausdrÃ¼cklich
einen Fall wie vorliegend entschieden, bei welchem ein mit vollem Auftrag
zugelassener Vertragsarzt darÃ¼ber hinaus explizit eine weitere hÃ¤lftige
Zulassung begehrt. Es ist aber bereits geklÃ¤rt, dass neben einem vollen
Vertragsarztauftrag kein weiterer erteilt werden kann. Das BSG hat bereits
klargestellt, dass auch bei einer zugelassenen TÃ¤tigkeit in zwei Fachgebieten
insgesamt stets nur ein voller Versorgungsauftrag â�� ggfs. auch in Form zweier
hÃ¤lftiger VersorgungsauftrÃ¤ge- bestehen darf. Dieser aus dem SGB V und der
Ã�rzte-ZV abgeleitete Grundsatz liegt dem Ordnungssystem des Vertragsarztrechts
mit der Bedarfsplanung und der Honorarverteilung als wesentlichen Elementen
zugrunde. Der Annahme, dass ein fÃ¼r mehrere Fachgebiete zugelassener Arzt
Ã¼ber mehr als einen Versorgungsauftrag verfÃ¼gt, stehen auÃ�er der bereits
umfassenden Inpflichtnahme durch einen vollen Versorgungsauftrag insbesondere
Gesichtspunkte der Bedarfsplanung und der vertragsÃ¤rztlichen Honorarverteilung
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entgegen. Die darin liegende BeschrÃ¤nkung der BerufsausÃ¼bungsfreiheit steht
mit Art 12 Abs. 1 Grundgesetz im Einklang. An diesem Grundsatz hat sich auch
durch die Flexibilisierungsoptionen des VÃ�ndG nichts geÃ¤ndert (BSG, Urteil vom
28. September 2016 â�� B 6 KA 32/15 R â��, Rdnr. 34 mit weiteren Nachweisen).
Anderes ergibt sich entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers und des SG auch nicht
aus der Rechtsprechung des BSG zu AnsprÃ¼chen auf Zulassungen neben
abhÃ¤ngigen BeschÃ¤ftigungen: Zu Â§ 20 Abs. 1 Satz 1 Ã�rzte-ZV in der bis zum
31. Dezember 2011 geltenden Fassung hatte das BSG in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung vertreten, dass nicht erst einem vollzeitigen Einsatz in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis oder in einer anderen nicht ehrenamtlichen TÃ¤tigkeit
einer Zulassung zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zwingend entgegenstehe,
sondern bereits bei einer Wochenarbeitszeit von mehr als 13 Stunden ein
ausreichendes Zur-VerfÃ¼gung-Stehen fÃ¼r eine vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit
regelmÃ¤Ã�ig ausscheide (BSG, Urt. v. 16. Dezember 2015 â��B 6 KA 19/15R- Rdnr.
21). Nachdem der Verordnungsgeber durch das
VertragsarztrechtsÃ¤nderungsgesetz (VÃ�ndG) vom 22.12.2006 (BGBl I 3439) Abs.
2 in Â§ 19a Ã�rzte-ZV eingefÃ¼hrt hatte, und damit den VertragsÃ¤rzten die
MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet hat, ihren Versorgungsauftrag auf die HÃ¤lfte zu reduzieren,
hat das BSG an dem Erfordernis, dass die vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit als
Hauptberuf ausgeÃ¼bt werden mÃ¼sse, fÃ¼r den Fall der Erteilung einer
Zulassung mit hÃ¤lftigem Versorgungsauftrag nicht mehr festgehalten (BSG., a. a.
O Rdnr. 22 mit Bezugnahme auf Urteil vom 13.10.2010 â�� B 6 KA 40/09 R).
Allerdings hat der 6. Senat des BSG den Grundsatz, dass die Erteilung einer
Zulassung von vornherein ausgeschlossen ist, wenn eine BeschÃ¤ftigung in Vollzeit
ausgeÃ¼bt wird, auch fÃ¼r die Teilnahme an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung
mit einem hÃ¤lftigen Versorgungsauftrag nicht aufgegeben. Neben dem halben
Versorgungsauftrag hat er eine BeschÃ¤ftigung im Umfang von hÃ¶chstens 26
Stunden fÃ¼r zulÃ¤ssig gehalten, diese Grenze mit der Verdoppelung des fÃ¼r die
volle Zulassung geltenden Werts (13 Stunden) begrÃ¼ndet und ergÃ¤nzend darauf
hingewiesen, dass sich die Obergrenze von 26 Stunden auch ergebe, wenn
typisierend von einer zu halbierenden maximalen Gesamt-Wochenarbeitszeit von
52 Stunden ausgegangen werde (BSG., a. a. O.) Nach Ã�nderung des Â§ 20 Abs. 1
Satz 1 Ã�rzte-ZV durch das Gesetz zur Verbesserung der Versorgungsstrukturen in
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-VStG) zum 1. Januar 2012 kann die
Erteilung der Zulassung nicht mehr davon abhÃ¤ngig gemacht werden, dass die
BeschÃ¤ftigung oder sonstige TÃ¤tigkeit, die neben der beantragten
vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt wird, eine genau festgelegte zeitliche
Grenze nicht Ã¼bersteigt. Denn der Gesetzgeber wollte eine Flexibilisierung der
vertragsÃ¤rztlichen BerufsausÃ¼bung erreichen und die zeitlichen Grenzen fÃ¼r
NebenbeschÃ¤ftigungen der VertragsÃ¤rzte lockern (BSG, a.a.O. Rdnr. 26 unter
Bezugnahme auf BT-Drucks 17/6906, S. 104). Jedoch sind weder dem durch das
GKV-VStG geÃ¤nderten Wortlaut des Â§ 20 Abs. 1 Ã�rzte-ZV noch der
GesetzesbegrÃ¼ndung Anhaltspunkte dafÃ¼r zu entnehmen, dass der in
stÃ¤ndiger Rechtsprechung entwickelte Grundsatz nicht mehr gelten sollte, nach
dem jedenfalls der vollzeitige hauptberufliche Einsatz in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis oder in einer anderen nicht ehrenamtlichen TÃ¤tigkeit
den Anspruch auf Zulassung zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung ausschlieÃ�t. Â§ 20
Abs. 1 Ã�rzte-ZV ist mit dem GKV-VStG nicht aufgehoben, sondern nur modifiziert
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worden. Auf den Umfang der anderweitigen TÃ¤tigkeit kommt es auch nach dem
Wortlaut der Neufassung an. Nach der GesetzesbegrÃ¼ndung (BT-Drucks 17/6906
S 44) sollten die in der Rechtsprechung entwickelten zeitlichen Grenzen fÃ¼r
BeschÃ¤ftigungen, die neben der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt
werden, nicht beseitigt, sondern nur "gelockert" werden (BSG, a. a. O. Rdnr. 28).
Selbst bei freier Zeiteinteilung ist in einer vollzeitigen BeschÃ¤ftigung oder einer
anderen vollzeitigen nicht ehrenamtlichen TÃ¤tigkeit im Regelfall eine
Beanspruchung gegeben, die ein kontinuierliches Angebot von Sprechstunden zu
den in der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung Ã¼blichen Zeiten ausschlieÃ�t (BSG a. a.
O. Rdnr. 30). Ein solcher Regelfall liegt bei einer Vollzulassung vor: Â§ 19a Abs. 1
Ã�rzte-ZV (seit 11. Mai 2019 Â§ 19a Abs. 1 S. 1 Ã�rzte-ZV) verpflichtet den Arzt,
seine vertragsÃ¤rztliche TÃ¤tigkeit mit vollem Versorgungsauftrag in D vollzeitig
auszuÃ¼ben. Hinsichtlich des Umfangs der vertragsÃ¤rztlichen TÃ¤tigkeit hat das
BSG bereits im Urteil vom 28. September 2010 darauf hingewiesen, dass sich diese
TÃ¤tigkeit nicht in den Sprechstunden erschÃ¶pft. Daneben sind nÃ¤mlich
notwendige Zeiten fÃ¼r Bereitschafts- und Notdienste, fÃ¼r Verwaltung und
Abrechnungen anzusetzen. Im Wege der Typisierung ist deshalb zu den
Mindestsprechstunden ein Aufschlag von 30 bis 50 % fÃ¼r notwendige
Begleitleistungen zu addieren (BSG, Urteil vom 13. Oktober 2010 â�� B 6 KA 40/09
R â�� Rdnr. 21). ZusÃ¤tzliche Zeit beanspruchen die Privatpatienten.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a SGG i. V. m. Â§Â§ 154 Abs. 1, 162 Abs. 3
Verwaltungsgerichtsordnung.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 17.03.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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